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Reichstagswahl für den Wahlkreis Frankfurt a. O.—Lebus. 


Nachdem der Reichstagsabgeordnete für den 4. Wahlkreis (Kreiſe Frankfurt a. O.⸗Stadt und 
Lebus) Gymnaſialprofeſſor Dr. Detto verſtorben iſt, beraume ich gemäß 8 34 des Wahlreglements vom 
28. Mai 1870/28. April 1903 (Reichsgeſetzblalt S. 202 ff.) die Neuwahl 


en anf Donnerstag, den 15. September d 38. 
Zum Wahlkommiſſar habe ich auf Grund des 8 24 des Reglements den Landrat Dr Kleiner 


in Seelow ernannt. 
Frankfurt a. O., den 25. Juli 1910. 
3479. 8 


la Der Reglerungspräſioent. 
Bentralbehörden, 
450. Tabakſteuer. 


Es wird zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß 
der Bundesrat mit Wirkung vom 1. Jull 1910 ab 

I. eine Vergütungsordnung für Tabak, 

II. Ausführungabeſtimmungen zu § 26 des Tabak⸗ 

ſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 

erlaſſen hat. Dieſe Vorſchriften find im Zentralblatte 
für das Deutſche Reich Nr 29 des laufenden Jahres 
abgedruckt und können bei den Amteſtellen eingeſehen 
werden. 

Berlin, den 7. Juli 1910. 

Der Finanzminiſter. 


451. Gewerbeſchullehrerinnen. 


Gemäß Ziffer 1 Abſatz 2 der Vorfchriften vom 
28. Januar 1907 (HMBL. S. 14) gabe ich den 
Frauenbildungsverein in Hannover widerruflich das 
Recht zur Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen 
für die unter Ziffer Ia bis e aufgeführten Lehr- 
fächer (Kochen und Hauswirtſchaft, einfache und felne 
Handarbeiten ſowie Maſchinenähen, Wäfcheanfertigung, 
Schneidern, Putz) erteilt. 

Berlin, den 30. Juni 1910. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J.⸗Nr. IV. 7548. 


von Schwerin. 


452. Stauanlagen. 

Die Vorſchriften der Aue führungsanweiſung zur 
Gewerbeordnung vom 1. Mal 1904 werden, wie 
folgt, abgeändert: 

Im ſiebenten Abſatz der Ziffer 16 wird folgender 
Satz augefügt: 

„Bei Anträgen auf Genehmigung von Stau⸗ 
anlagen an nicht ſchiffbaren Gewöäſſern darf, 
ſoweit es ſich nicht um Talſperren oder ſolche 
Anlagen handelt, die von weſentlichem Einfluß 
auf die Waſſerführung ſchiffbarer Waſſerſtraßen 
ſind, von der Zuziehung des Waſſerbaubeamten 
abgeſehen und die Prüfung dem Meliorations⸗ 
baubeamten allein übertragen werden.“ 

Berlin, den 24. Mai 1910. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen u. Forften, 
Der Mininer für Handel und Gewerbe. 
Oberpräſident. 

453. Polizeiverordnung 

betreffend den Verkehr mit Mineralölen. 

Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. Mär, 1850 
(G. S. ©. 265) und der § 187 und 139 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (G. S. S. 195) wird mit Zu⸗ 
fümmung des Provinzlalrats für den Umfang der 
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Provinz Brandenburg mit Ausnahme ber Stadtkreiſe 
Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf, Dt.⸗Wilmers⸗ 
dorf, Lichtenberg und der Landgemeinden Boxhagen⸗ 
Rummelsburg und Stralau folgende Polizeiver⸗ 
ordnung erlaſſen: 


§ 1. Der zweite Satz in Ziffer II des § 3 der 
Polizelverordnung betreffend den Verkehr mit Mineral⸗ 
ölen in der Abänderung vom 16. Mai 1906 (Anıts: 
blatt der Königlichen Regierung zu Potsdam / Frank⸗ 
furt a. O. Seite 212/129) erhält folgende Faſſung: 

„Gefäße zur Aufbewahrung größerer Mengen als 
2 kg müſſen aus verzinntem, verzinktem oder vers 
bleitem Blech hergeſtellt ſein; ihre Oeffnungen find 
durch ſicher mit dem Gefäß verbundene, feinmaſchige 
haltbare Drahtnetze gegen das Hindurchſchlagen von 
Flammen zu ſichern.“ 

$ 2. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage 
der Veröffentlichung in Kraft. 

Potsdam, den 14. Juli 1910. 

Der Oberpräfident. 

O. P. 13373. J. V.: von Winterfeld. 


Negierungspräſtdent. 
454. Funkenfänger an Dampfkeſſeln. 


Nach einem Bericht des Zentralverbandes der 
preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine wird 
es nicht möglich ſein, entſprechend dem Erlaß vom 
21. Juni v. J., HI, 5144, bis zum 1. Juli d. J. 
ſämtliche bewegliche Kraftmaſchinen mit einer den 
Funkenauswurf verhütenden Einrichtung zu verſehen. 
Bei der großen Zahl der vor dem Inkrafttreten der 
Polizeiverordnung ohne Funkenfänger in Betrieb 
geſetzten beweglichen Keſſel namentlich ſolcher Fa⸗ 
briken, welche kein eigenes amtlich geprüftes und 
anerkanntes Funkenfängerſyſtem haben, ſollen die 
Fabrikanten der wenig zahlreichen Einrichtungen, 
welche für dieſe Fälle allgemein zugelaſſen ſind, 
nicht in der Lage ſein, die große Menge der Auf⸗ 
träge zu bewältigen. Wenn der Zentralverband an⸗ 
geſichts dieſer Sachlage beantragt, die Durchführung 
des § 4 Ziffer 1 der Pollzeiverordnung, betreffend 
Aufſtellung, Beſchaffenheit und Betrieb von be⸗ 
weglichen Kraftmaſchinen, nochmals und zwar bis 
zum 31. Dezember d. J. hinauszuſchleben, fo trage 
ich Bedenken, dem Antrag in dieſer Form zu ent⸗ 
ſprechen, halte es vielmehr für zweckentſprechender, wenn 
die mit der Prüfung der beweglichen Dampfkeſſel 
und gleichzeitig der Beobachtung der Funkenfänger 
beauftragten Keſſelprüfer nach Ablauf der im Erlaß 
vom 21. Juni v. J. geſtellten Friſt in allen Fällen, 
in welchen noch keine Funkenfänger ordnungsgemäß 
vorhanden find, bei der zuftändigen Ortspolizeibehörde 
eine polizeiliche Verfügung beantragen. Dabei kann 
als angemeſſene Friſt zu ihrer Durchführung der 
vom Zentralverband bezeichnete Zeitpunkt gewählt 
werden. Ich habe den Zentralverband entſprechend 


beſchieden und erſuche die Polizeibehörden in gleicher 
Weiſe zu verſtändigen. 
Berlin, den 24. Juni 1910. 
Der Mintſter für Handel und Gewerbe. 
An die Polizei⸗Verwaltungen des Bezirke zur Kenntnis. 

Frankfurt a. O., den 21. Juli 1910. 

I Bg. 2874. Der Reglerungspräſtdent. 
455. Führung der Standesregiſter ıc. 

Es iſt bei mir angeregt worden, zu veranlaſſen, 
daß die Standesbeamten von den durch die Legiti⸗ 
mation unehelicher Kinder bewirkten Veränderungen 
der Standesregiſter die Pfarrer benachrichtigen, da 
eine ordnungsmäßige Führung der Kirchenbücher im 
Intereſſe der durch nachfolgende Ehe legitimierten 
Kinder liege. 

Unter Hinweis auf meine Rundverfügung vom 
13. März 1908 — 1 C. 937/08 — erſuche ich die 
ſtädtiſchen Standesbeamten, von jeder erfolgten 
Legitimation eines unehelichen Kindes ſofort dem 
Pfarramte des Geburtsortes des Kindes Mitteilung 
zu machen. 

Die Herren Vorfitzenden der Kreisausſchüſſe 
wollen die ländlichen Standesbeamten mit entſprechen⸗ 
der Anweiſung verſehen. 

Frankfurt a. O., den 21. Juli 1910. 

I D. 550. 10. Der Regierungspräfident. 
456. Prüfungsvorſchriften für Kreistierärzte. 

Mit Bezug auf die in dieſer Ausgabe ver⸗ 
öffentlichte Prüfungsordnung für Kreistierärzte vom 
28. Juni 1910 weiſe ich darauf hin, daß die 
Prüfungs⸗Vorſchriſten vom 19. Auguſt 1896 — 
A. Bl. S. 276 — am 1. Oktober d. Js. außer 
Kraft treten. Bis dahin werden die in dieſen Vor⸗ 
ſchriften der Techniſchen Deputation für das Veterinär⸗ 
weſen übertragenen Geſchäfte von dem Landesveterinär⸗ 
amt wahrgenommen. 

Frankfurt a. O., den 18. Juli 1910. h 
I Bg. 2926. Der Regierungspräſident. 

Andere Behörden, 
457. Der nächſte Termin der durch das Geſetz 
vom 18. Juni 1884 vorgeſchriebenen Prüfung von 
Schmieden über ihre Befähigung zum Betriebe des 
Hufbeſchlaggewerbes wird hierſelbſt 
am Montag den 24. Oktober d. Js. 
abgehalten werden. 

Meldungen zu dieſer Prüfung ſind bis ſpäteſtens 
den 26. September d. Js. an den Unterzeichneten 
zu richten. 

Die Prüfungsgebühren betragen 10 Mark und 
find an die hleſige Königliche Rägierungs⸗Hauptkaſſe 
9. Buchhalterei einzuſenden. 

Mit dem Geſuch um Zulaſſung der Prüfung find 
einzureichen: 

1. der Geburtsſchein, 

2. etwa vorhandene Zeugniſſe über die erlangte 

techniſche Ausbildung (Geſellen⸗Meiſterbrief 
u. dgl.), 
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3. eine ſchriftliche, von dem Prüfling ſelbſige⸗ 
ſchriebene Erklärung darüber, ob er ſich ſchon 
einmal der Prüfung erfolglos unterzogen hat, 

4. der Poſiſchein über die eingezahlten Prüfungs⸗ 
gebühren. 

Es werden nur ſolche Schmiede zugelaſſen, welche 
das 19. Lebensjahr vollendet haben und den amt- 
lichen Nachweis erbringen, daß fie die letzten 3 Mo- 
nate vor der Meldung zur Prüfung im Regierungs- 
bezirk Frankfurt ſich aufgehalten haben. 
Schmiede, welche die Prüfung nicht beſtanden 
haben, können erſt nach Ablauf von ſechs Monaten 
zu einer neuen Prüfung zugelaſſen werden. 

Frankfurt a. O., den 19. Juli 1910. 

Der Vorſitzende der ſiaatlichen Hufbeſchlags⸗Prüfungs⸗ 
Kommiſſion des Regierungsbezirks Frankfurt 
gez. Beterinärrat Tietze. 

(Königliche Regierung.) 

458. Der Bundesrat hat in ſeiner Sitzung vom 
11. Mai dieſes Jahres — 5 509 der Protokolle 
zur Ausführung des Wechſelſtempelgeſetzes vom 

15. Juli 1909 beſchloſſen: 

lt Berſicherungs⸗Aktiengeſellſchaften, bei denen zur 
Sicherſtellung für den nicht eingezahlten Teil des 
Aktienkapitals Wechſel hinterlegt ſind, kann auf An⸗ 
trag durch die Steuer⸗Direktivbehörde nach deren 
näherer Beſtimmung widerruflich geſtattet werden, 
daß ſie die von dieſen Wechſeln gemäß § 3 Abſ. 2 
des Wechſelſtempelgeſetzes vom 15. Juli 1909 zu 
zahlende weitere Abgabe in Stempelmarken ſtatt zu 
den Wechſeln zu einer über den Wechſelbeſtand auf: 
zuſtellenden Nachweiſung entrichten. 

Iſt die weitere Abgabe für fämtliche hinterlegten 
Wechſel gleichzeitig auf denſelben Kalenderzeitraum 
zu entrichten oder erklärt die Verſicherungs⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft ſich hierzu auch hinſichtlich der noch nicht 
fälligen weiteren Abgabe bereit, ſo kann außerdem 
zugelaſſen werden, daß die weitere Abgabe von Halb⸗ 
jahr zu Halbjahr innerhalb der erſten drei Tage 
des Zeitraums, für den fie zu zahlen ift, für die 
Geſamtheit der im Beſtande befindlichen Wechſel 
ohne Rückſicht auf die ſich aus der Erneuerung ein⸗ 
zelner Wechſel ergebenden Aenderungen lediglich 
unter Zugrundelegung der Anzahl und Stückelung 
der Wechſel entrichtet wird. 

Die oberſten Landesfinanzbehörden werden er 
mächtigt, in Fällen ähnlicher Art die Entrichtung 
der weiteren Abgabe nach den vorliegenden Grund: 
ſätzen auch anderen Wechſelinhabern zu geſtatten. 

2. In die Nachweiſung iſt eine Berechnung des 
jeweilig geſchuldeten Geſamtſtempelbetrags aufzu 
nehmen. Die Wechſelſtempelmarken ſind in dem 
erforderlichen Betrag im unmittelbaren Anſchluß an 
die Berechnung aufzukleben und in der im 86 der 
Ausführungsbeſtimmungen zum Wechſelſtempelgeſetze 
bezeichneten Weiſe zu entwerten. Die Nachweiſung 
iſt von der Geſellſchaft aufzubewahren. 


3. Vor Erteitung der in Nr. 1 bezeichneten Ge⸗ 
nehmigung hat ſich die Geſellſchaft, ſoweit fie nicht 
ſchon durch § 25 des Wechſelſtempelgeſetzes hierzu 
gehalten iſt, zu verpflichten, den Stempelprüfungs⸗ 
beamten auf Verlangen die Wechſel, die verſtempelten 
Nachweiſungen und die ſich auf die Hinterlegung 
der Wechſel beziehenden Schriftſtücke vorzulegen 
ſowie jede für die Prüfung der Erfüllung der 
Stempelpflicht erforderliche Auskunft zu erteilen. 

4. Soll ein Wechſel, für den die weitere Abgabe 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen entrichtet iſt, 
von dem Inhaber aus den Händen gegeben werden, 
fo iſt er zuvor der Zoll⸗ oder Steuerſtelle des Be: 
zirkes vorzulegen, damit dieſe auf dem Wechſel be⸗ 
ſcheinigt, daß die Steuerpflicht erfüllt iſt. Von 
dieſer Beſcheinigung kann abgeſehen werden, wenn 
der Wechſel dem Wechſelausſteller als erledigt zurück⸗ 
gegeben wird. 

5. Im 8 3 der Ausführungsbeſtimmungen zum 
Wechſelſtempelgeſetze werden im Abſ. 1 die Worte 
„30 und 50 Mark“ durch die Worte „30, 50, 100 
und 500 Mark“, im Abſ. 2 die Worte „von 10 
bis 50 Mark“ durch die Worte „von 10 bis 500 Mark“ 
erſetzt. 

6. Die Beſtimmungen zu 1 bis 4 treten mit 
Wirkung vom 1. Auguſt 1909, die Beſtimmung 
unter 5 tritt mit dem 1. Juli 1910 in Kraft. 

Berlin, den 18. Juli 1910. 

Die Oberzolldirektion. 
Sehrerfellen. 
459. Zum 1. Oktober 1910. Kr. Friedeberg Nm.: 
Altenfließ 2. L., Neuanspach K. u. 1. L., Schlanow 
2. L., Vorbruch 2. L. Kr. Kroſſen: Topper 2. L. 
Kr. Lebus: Altroſenthal K. L., Ortwig Lehrerinſtelle, 
Gorgalt 4. L. Kr. Luckau: Brenitz L, Zöllmers⸗ 
dorf K. u. L. Kr. Soldin: Niepölzig K. u. L. 
Kr. Sorau: Baudach 2. L., Kunzendorf Rektorſtelle 
und K. u. L., Wellersdorf K. u. 1. L. Kr. Weſt⸗ 
Sternberg: Bieberteich K. u. L., Tſchernow K. u. 1. L. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 

Nichtamtliches. 
460. Der zum ehemaligen Bürkner'ſchen, letzt 
ſtädiſchen Haufe Hinterſtraße Nr. 15 gehörige 
Werder, eingetragen mit einer Größe von 42 a 
60 qm und einem Grundſteuerreinertrag von 3,34 
Talern, ſowie einer Grundſteuer von 96 Pfg., 
unter Art. Nr. 361 der Grundſteuermutterrolle und 
im Band VII Blatt 410 des Grundbuchs von 
Droſſen, ſoll öffentlich meiſtbietend verkauft werden. 
Hierzu findet Termin am Montag den 12. Sep⸗ 
tember er. vorm. 10 Uor im Stadtverordneten⸗ 
Sitzungsſaal des Rathauſes hlerſelbſt ſtatt, zu 
welchem Kaufluſtige mit dem Bemerken geladen 
werden, daß die Bekanntgabe der Bedingungen im 
Termin erfolgen wird. 

Droſſen, den 16. Juli 1910. 

Der Magiſtrat. 
27 * 
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461. Ueberſicht von den Verwaltungs > Ergebniffen der Städte⸗Feuerſozietät der Provinz 
Brandenburg vom 1. Januar bis 31. Dezember 1909. 
1. Verſicherungsſummen und Schäden: 

Am Schluſſe des Jahres 1909 betrugen die Verſicherungsſummen für Gebäude 858 971430 Mk., 
für Mobiliar 90379415 Mk., zuſammen 949 350845 Mk. Die Sozietät hatte Entſchädigung zu [elften 
für 525 Brände und 33 nicht zündende Blitzſchläge. Durch dieſelben wurden in 117 Städten 
861 Gebäude betroffen Außerdem wurden in 276 Fällen Mobilien beſchädigt. 

II. Allgemeine Ueberſicht von den Einnahmen, den Ausgaben und dem Vermögen: 


Einnahmen: Mork Pf. 
1. Geſamtbetrag der Beiträge für das Jahr 1909 836 557 | 07 
2. Anteil der Rückverſicherer an den Brandvergütungen 316 705 30 
3. Zinſen 72960 72 


97 
3710 


© Wiedereingezogene B Brandvergütungsgelder infolge rechtswidriger Ganblungen be der Ver⸗ 
ſicherten oder eines Dritten jr 1908 und ee ; 
5. Sonſtige Einnahmen 


Summe der Elnnabıren en 


Ausgaben: Mark Pf. 
6. Geſamtbetrag der Vergütungen für ſämtliche im Jahre 1909 entſtandene Schadenfälle] 691128 92 
7. Nachträglich für Schadenfälle aus früheren Jahren bewilligte Nen £ 650 I 
8. Koſten der Brandſchadenerhebungen eee, 5 8702 — 
9. Prämien an die Nückoerficherer . 226672 60 
10. Für gemeinnützige Zwecke: 
a) für Spritzen, Löſchgeräte, Löſchhülfe, einſchließlich 
895 Mark 50 Pf. für durch Löſchmaßregeln 
beſchädigte un erſich rie Gegenſtände = 1131 Mark 50 Pf. 
b) Zuſchüſſe zur Unterhaltung militäriſch organiſierter 
Feuerwehren 897 In 
c) Zuſchüſſe zur Brandenburgiſchen Feuerwehr. Unfalltaſſe 10 10378 „ — u 15 346 50 
11. Verwaltungskoſten: 
a) für Spezial⸗Abſchätzungen und Tarrenifionen (Prü⸗ 
fung von Gebäudebeſchreibungen) . . 43915 Mark 10 Pf 
b) ſonſtige ordentliche, einſchließlich 33541 a 96 Pf. 
Hebegebühren der Bee re: „ „198189 % n 4 
c) außerordentliche „ein 765 „ 85 „ 242 820 37 
12. Zinſen für die Haue hypothek n ee 3742 50 
13. Zurückgezahlte oder nig ge Beiträge N * 1 


14. Sonſtige Ausgaben r 
Summe der Ausgaben 

Ueberſchuß der Einnahmen 

Geſamtvermögen am Schluſſe des Jahres 
Mark Pf. Paſſiva. Mark Pf. 
61222 49 || Nüdftändige ens. 62 888 65 
170117 Hypotheken⸗Darlegçgn 5 99000 — 
Vorausgezahlte Beiträge 26 956 72 


Aktiva. 
Kaſſenbeſtand . 5 
Rückſtändige Beiträge 
888000 Mark Nenuwert Wert⸗ 
papiere zum Einkaufspreiſe von . 
Hypothekariſche Ausleihungen. 
Wert des Grundſtücks 
Wert des Inventars 5400 
Summe ber Aktion 1806 925 86 Summe der Balftva 
Ueberſchuß der Aktiva 1618580 Mark 49 Pf. 
Berlin, den 19. Juli 1910. 
Der Direktor der Städte⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg. 
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